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Bekanntmachung der Stadt Geldern 
über das Recht auf Einsichtnahme in das 
Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) und auf Beantragung 
eines Eintragungsscheines anlässlich der 
amtlichen Listenauslegung für das von der 
Landesregierung zugelassene Volksbegeh-
ren "Abitur nach 13 Jahren an Gymnasien: 
Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!" vom 
02. Februar 2017 bis 07. Juni 2017  
 
1. Das Volksbegehren ist auf folgenden Ge-

genstand der politischen Willensbildung ge-
richtet: Der Landtag möge sich mit dem 
Volksbegehren "Abitur nach 13 Jahren an 
Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 
jetzt!" mit dem Ziel, dass an Gymnasien in 
NRW das Abitur wieder nach einer Regel-
schulzeit von 13 Jahren - ohne Pflicht zum 
Nachmittagsunterricht - abgelegt wird, be-
fassen. Dieses Ziel soll durch eine entspre-
chende Änderung des Schulgesetzes NRW 
erreicht werden.  

 
 
 
2. Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der 

Eintragungsberechtigten) für das Volksbe-
gehren für die Stadt Geldern wird in der Zeit 
vom 24. bis zum 27. Januar 2017 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten des Bür-
gerbüros der Stadt Geldern für Eintragungs-
berechtigte zur Einsichtnahme bereit gehal-
ten. Jeder Eintragungsberechtigte kann die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner 
Person in dem Verzeichnis eingetragenen 
Daten überprüfen.  
 
Sofern ein Eintragungsberechtigter die Rich-
tigkeit oder Vollständigkeit von anderen im 
Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) eingetragenen Personen 
überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft 
zu machen, aus denen sich eine Unrichtig-
keit oder Unvollständigkeit des Verzeichnis-
ses ergeben kann. Das Recht auf Überprü-
fung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 
Eintragungsberechtigten, für die im Melde-
register eine Auskunftssperre gemäß § 51 
Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetra-
gen ist.  
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Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-
tragungsberechtigten) wird im automatisier-
ten Verfahren geführt. Zur Eintragung in die 
amtlich ausgelegten Listen wird nur zuge-
lassen, wer in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) ein-
getragen ist.  

 
3. Wer das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der 

Eintragungsberechtigten) für unrichtig oder 
unvollständig hält, soll sofort nach Einsicht-
nahme Einspruch einlegen; der Einspruch 
muss spätestens am letzten Tage der Frist 
zur Einsichtnahme eingelegt werden.  

 
4. Eine individuelle Benachrichtigung der in 

das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Ein-
tragungsberechtigten) eingetragenen Ein-
tragungsberechtigten über die Listenausle-
gung, die Voraussetzungen für die Eintra-
gung in die Listen sowie die Eintragungsstel-
len erfolgt nicht.  

 
5. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag 

(Antragsmöglichkeit bis zum 31. Mai 2017)  
 

a) jeder in das Wählerverzeichnis (Ver-
zeichnis der Eintragungsberechtigten) 
eingetragene Antragsteller,  

b) ein nicht in das Verzeichnis eingetrage-
ner Antragsteller, wenn er nachweist, 
dass er ohne sein Verschulden die Ein-
spruchsfrist versäumt hat oder wenn sich 
seine Berechtigung zur Teilnahme an 
dem Volksbegehren erst nach Ablauf der 
Einspruchsfrist herausstellt. Wer den An-
trag für einen anderen stellt, muss durch 
schriftliche Vollmacht des Antragstellers 
nachweisen, dass er hierzu berechtigt ist.  

 
 
Geldern,11.01.2017 
 
Sven Kaiser 
Bürgermeister 
 

Bekanntmachung der Stadt Geldern 
über die Auslegung der Eintragungslisten 
im Bürgerbüro der Stadt Geldern des Volks-
begehrens "Abitur nach 13 Jahren an Gym-
nasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!" 
in der Zeit vom 02. Februar 2017 bis 07. Juni 
2017 
 
1. Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß 

Artikel 68 Abs. 1 Satz 5 der Landesverfas-
sung und § 10 Abs. 1 Satz 3 VIVBVEG die 
amtliche Listenauslegung für ein Volksbe-
gehren zugelassen, das auf folgenden Ge-
genstand der politischen Willensbildung ge-
richtet ist:  
Der Landtag möge sich befassen mit dem 
"Abitur nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr 
Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!"  

 
2. Die Zulassung der amtlichen Listenausle-

gung ist am 05. Januar 2017 vom Ministeri-
um für Inneres und Kommunales des Lan-
des Nordrhein-Westfalen im Ministerialblatt 
Nr. 1 Seite 14 des Landes Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht worden. Ge-
mäß § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über das Verfahren bei Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid (VIVB-
VEG) erfolgt die amtliche Listenauslegung in 
der Zeit vom 02. Februar bis 07. Juni 2017.  

 
3. In unserer Stadt liegen die Eintragungslisten 

für das Volksbegehren in dieser Zeit inner-
halb der üblichen Öffnungszeiten des Bür-
gerbüros, sowie an folgenden Sonntagen, 
19. Februar 2017, 26. März 2017, 30. April 
2017 und 28. Mai 2017, 
jeweils von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr an fol-
gendem Ort  aus:  

 
Stadt Geldern 
Bürgerbüro 
Issumer Tor 36 
47608 Geldern 

 
4. Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der 

Auslegungsfrist wahlberechtigt zum Landtag 
Nordrhein-Westfalen ist bzw. wird, in das 
Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) eingetragen ist und sein 
Stimmrecht nicht verloren hat.  

 
 
Geldern, 11.01.2017 
 
Sven Kaiser 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Geldern über 
eine Allgemeinverfügung zum Mitführungs- 
und Benutzungsverbot von Glasbehältnis-
sen während des Karnevalszuges in Gel-
dern-Kapellen am 19.02.2017 
 

Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ord-
nungsbehördengesetz (OBG) - in Verbindung 
mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) erlässt der Bürgermeister der 
Stadt Geldern folgende 
 
Allgemeinverfügung 
 
1. Mitführungs- und Benutzungsverbot von 

Glasbehältnissen 
Für den unter Ziffer 2 genannten Zeitraum ist 
das Mitführen und die Benutzung von Glasbe-
hältnissen, das heißt aller Behältnisse, die aus 
Glas hergestellt sind (wie zum Beispiel Fla-
schen und Gläser), in dem unter Ziffer 3 defi-
nierten Bereich der Stadt Geldern außerhalb 
von geschlossenen Räumen untersagt. Ausge-
nommen von diesem Verbot ist das Mitführen 
von Glasbehältnissen durch Getränkelieferan-
ten sowie durch Personen zum offensichtlich 
und ausschließlich unmittelbaren häuslichen 
Gebrauch. 
 
2. Zeitlicher Geltungsbereich 
Das Verbot gilt in dem unter Ziffer 3 genannten 
Bereich am 19. Februar 2017 von 11.00 Uhr 
bis 20.00 Uhr. 
 
3. Räumlicher Geltungsbereich 
Das Mitführungs- und Benutzungsverbot von 
Glasbehältnissen nach Ziffer 1 gilt für folgende 
Bereiche: 
Kapellener Markt bis Einmündung Dammer 

Straße, 

Lange Straße  von Einmündung Feldstraße bis 

hinter Einmündung Winnekendonker Straße 

Soweit nicht anders bezeichnet, erstreckt sich 
das Verbot bei den Straßen im Grenzbereich 
jeweils auf beide Straßenseiten sowie die Geh-
wegbereiche. Der Geltungsbereich des jeweili-
gen Verbots ist der anliegenden Karte (Anlage 
1) zu entnehmen. Die Karte ist Bestandteil der 
Allgemeinverfügung. 
 
4. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird 
die sofortige Vollziehung dieser Verfügung ge-
mäß § 80 Absatz 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) angeordnet mit der Folge, 
dass eine eventuell eingelegte Klage keine 
aufschiebende Wirkung hat. 
 

5. Androhung von Zwangsmitteln 
Es ist vorgesehen, dass für jeden Fall des Mit-
führens oder Benutzens eines Glasbehältnisses 
zunächst ein Zwangsgeld in Höhe von 50 Euro 
vor Ort im Einzelfall angedroht und gegebenen-
falls auch festgesetzt wird. Für den Fall, dass 
das Glasbehältnis daraufhin nicht aus der Ver-
botszone entfernt wird, kann unmittelbarer 
Zwang in Form der Wegnahme des mitgeführ-
ten Glasbehältnisses angewendet werden. 
 
6. Bekanntgabe 
Diese Verfügung wird gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz Nord-
rhein-Westfalen (VwVfG NRW) öffentlich be-
kannt gemacht und gilt mit dem auf die Be-
kanntmachung folgenden Tag als bekannt ge-
geben. 
 
Begründung 
An den Karnevalstagen im Frühjahr 2017 wird 
von großen Teilen der Gelderner Bevölkerung 
der Straßenkarneval gefeiert. Zum Feiern ge-
hört dabei auch regelmäßig der Konsum von 
Getränken. Die Beobachtungen der Polizei und 
der Stadt Geldern haben in den letzten Jahren 
gezeigt, dass die Feiernden nicht nur in der 
Außengastronomie vor Ort ihre Getränke kau-
fen, sondern die Getränke in Glasflaschen mit-
bringen und dann vor Ort im öffentlichen Be-
reich konsumieren. Die leeren Flaschen wurden 
überwiegend nicht ordnungsgemäß entsorgt, 
sondern einfach auf den Boden gestellt, in den 
Rinnstein geworfen, fallengelassen oder be-
wusst zerschlagen. Aufgrund der Vielzahl der 
Feiernden und der entsorgten Flaschen wurden 
die Flaschen zu Stolperfallen. Die Flaschen 
wurden – bewusst und auch versehentlich – 
weggetreten und zersplitterten. Schon nach 
kurzer Zeit war der Boden mit Flaschen und 
Glasscherben übersät. Dementsprechend kam 
es aufgrund der hohen Besucheranzahl an den 
Karnevalstagen der letzten Jahre und durch die 
zahlreich mitgeführten und unsachgemäß ent-
sorgten Glasbehältnisse schon in kürzester Zeit 
zu ganz erheblichem Glasbruch. Die Berge an 
Glasflaschen und Glasscherben wuchsen in 
den vergangenen Jahren kontinuierlich rasant 
an. Sie wurden zu Stolperfallen, verursachten 
Verletzungen, wurden bei körperlichen Ausei-
nandersetzungen als gefährliche Waffen einge-
setzt und führten schließlich bei Dienst- und 
Einsatzfahrzeugen der Polizei, der Feuerwehr, 
der Rettungsdienste und des Ordnungsamtes 
der Stadt regelmäßig zu Reifenschäden. Insbe-
sondere die Reifenschäden an Fahrzeugen für 
den Rettungsdiensteinsatz stellen ein erhebli-
ches Gefahrenpotenzial dar, da akute, lebens-
rettende Einsätze nur mit erheblicher Zeitver-
zögerung durchgeführt werden können.  
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Zudem steigert sich durch den vermehrten Al-
koholgenuss bei diesen Großereignissen erfah-
rungsgemäß die Gewaltbereitschaft der Besu-
cherinnen und Besucher mit der Folge mögli-
cher, erheblicher Verletzungen bei den Be-
troffenen. Nach Erkenntnissen der Polizei ist 
die Hemmschwelle, eine Flasche beziehungs-
weise ein Glas als Wurfgeschoss oder Schlag-
waffe zu verwenden, in der letzten Zeit deutlich 
gesunken. Tatsache ist, dass die Menge an 
Glas und Glasflaschen, die in den Bereich der 
in der Allgemeinverfügung umrissenen Zonen 
gelangt, darin zum weit überwiegenden Teil 
nicht ordnungsgemäß in Mülleimern entsorgt 
wird. Es hat sich gezeigt, dass die Feiernden, 
die inmitten der Menschenmenge meist in 
Gruppen zusammenstehen, die Flaschen auf 
dem Boden oder im nahen Umfeld abstellen. Im 
Ergebnis führt dies zu einer unermesslichen 
Zahl von leeren Glasflaschen und Glasscher-
ben im öffentlichen Bereich. Auf einem mitunter 
knöchelhohen Teppich aus Müll, gemischt mit 
Glas, der möglicherweise noch nass geregnet 
wird, ist ein Ausrutschen sehr wahrscheinlich. 
Je mehr Glas in dem Müll vorhanden ist, desto 
höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein Sturz 
nicht nur zu blauen Flecken, sondern zu gefähr-
lichen Schnittverletzungen führt. Besonders 
wenn die Fläche voller feiernder Menschen ist, 
ist ein Ausweichen beziehungsweise auch Er-
kennen der Gefahrenquelle kaum möglich, so-
dass dies die Verletzungsgefahr noch verstärkt. 
Das Gedränge der Feiernden in den umrisse-
nen Zonen lässt eine erste Reinigung am Sonn-
tagabend zu. Da die Entsorgung der Scherben 
in gepflasterten Straßenbereichen, auf Plätzen 
und in Grünflächen nicht maschinell vorge-
nommen werden kann, muss im Anschluss an 
ein solches Großereignis die Reinigung manuell 
und damit sehr zeitaufwändig durchgeführt 
werden. Deshalb besteht auch noch Tage bzw. 
Wochen nach den Feierlichkeiten ein erhöhtes 
Gefährdungspotenzial (eingeschränkter Rad- 
und Rollstuhlverkehr, mögliche Schnittverlet-
zungen für Mensch und Tier auf Grün- und 
Platzflächen etc.). Die Kräfte der Polizei, des 
Ordnungsdienstes der Stadt Geldern, der Feu-
erwehr, der Reinigungstrupps, sowie der Hilfs-
organisationen, reichen (trotz Aufstockung der 
Einsatzkräfte zu Karneval) nicht aus, um die 
Gefahr, die von den Glasbehältnissen und den 
damit verbundenen Scherben ausgeht, zu ban-
nen oder zumindest auf ein hinzunehmendes 
Maß zu reduzieren. Die Erkenntnisse und Er-
fahrungen des Ordnungsdienstes und der Poli-
zei Geldern in den vergangenen Jahren haben 
gezeigt, dass die Feiernden in dem Ausnahme-
zustand an den Karnevalstagen ihren Abfall in 
aller Regel nicht ordnungsgemäß entsorgen. 
  

Zu 1:  
Mitführ- und Benutzungsverbot von Glasbe-
hältnissen 
Rechtsgrundlage für die getroffene Anordnung 
ist § 14 Absatz 1 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ord-
nungsbehördengesetz (OBG) - vom 
13.05.1980. Danach können die Ordnungsbe-
hörden die notwendigen Maßnahmen treffen, 
um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuweh-
ren. Das Mitführ- und Benutzungsverbot von 
Glasbehältnissen ist eine notwendige Maß-
nahme in diesem Sinne. 
Denn angesichts des auch zu den Karnevalsta-
gen im Februar 2017 zu erwartenden Verhal-
tens in Bezug auf die Benutzung von Glas im 
Zusammenhang mit den Feierlichkeiten ist auf 
den betroffenen Straßen eine Gefahrenlage zu 
prognostizieren, der mit einem Glasverbot be-
gegnet werden muss.  
 
a) Konkrete Gefahrenlage 
Es liegt nicht nur ein Gefahrenverdacht, son-
dern bereits mit dem Verbringen des Glases in 
die bezeichneten Bereiche eine konkrete Ge-
fahr vor, da die hinreichende Wahrscheinlich-
keit eines Schadenseintrittes schon allein durch 
dieses Verhalten besteht. Denn bereits das 
massenhafte Einbringen und auch Zerschlagen 
von Glasbehältnissen in und auf die Verkehrs-
flächen ist eine Verletzung des geltenden 
Rechts, nämlich des § 2 Absatz 1 der ord-
nungsbehördlichen Verordnung über die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Gebiet der Stadt Geldern. Die Er-
fahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, 
dass von den in der Menschenmasse feiernden 
Personen leere Flaschen nicht in Abfallbehäl-
tern, sondern zu dem überwiegenden Teil „auf 
der Straße landen“. Rechtlich betrachtet liegt 
somit in all diesen Fällen jeweils ein Verstoß 
gegen die allgemeine Verhaltenspflicht (§ 2) 
und gegen das Verunreinigungsverbot (§ 6) vor 
und damit eine Störung der öffentlichen Sicher-
heit. 
Insoweit bildet nicht erst das Wegwerfen, Ab-
stellen oder gar Zerschlagen einer Flasche die 
potentielle Gefahr, darin liegt vielmehr bereits 
die Störung der öffentlichen Sicherheit. Die 
Gefahr, das heißt der zu erwartende Eintritt der 
Rechtsverletzung, ist erkennbar bereits mit dem 
Einbringen von Glas in den Verkehrsraum an 
den Karnevalstagen gegeben. Von einem blo-
ßen Gefahrenverdacht kann keine Rede mehr 
sein. Diese Gefahrensituation - das sogenannte 
Scherbenmeer - ist kausal für Verletzungsrisi-
ken aller Personen, die sich in den betreffenden 
Bereichen bewegen.  
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Aber auch die konkreten Einsätze wie Behand-
lung von Verletzten oder notwendige Fixierun-
gen von Straftätern auf dem Boden sind nur 
beschränkt und unter Beachtung der höchsten 
Vorsicht möglich. Ein Vorgehen lediglich gegen 
einzelne Personen, die gezielt Flaschen un-
sachgemäß abstellen oder gar zerschlagen, 
bietet keinen ausreichenden Schutz der Masse 
an feiernden Menschen. Es mag einige wenige 
Personen geben, die tatsächlich ihre Glasbe-
hältnisse wieder mit nach Hause nehmen oder  
diese ordnungsgemäß  entsorgen. Die Be-
obachtungen der Vergangenheit haben ein 
solches Verhalten der Feiernden jedoch in der 
absolut überwiegenden Zahl der Fälle nicht 
bestätigt. 
  
b) Verhältnismäßigkeit 
Durch das Mitführ- und Benutzungsverbot von 
Glasbehältnissen wird weitestgehend sicherge-
stellt, dass diese nicht in den Verbotsbereich 
gelangen. Das Verbot ist geeignet, die oben 
aufgezeigten Gefahren von Glas und Glasbruch 
in einem stark besuchten Bereich abzuwehren. 
Das Verbot ist zudem erforderlich, da kein mil-
deres Mittel erkennbar ist. Die Erfahrungen 
haben gezeigt, dass die bis 2016 ausgeübten – 
weniger einschneidenden - Maßnahmen nicht 
ausreichten, um die am stärksten von den Kar-
nevalisten frequentierten Bereiche sicher zu 
gestalten, so dass das Mitführ- und Benut-
zungsverbot ergänzend zu erlassen ist. Hier-
durch kann zwar nicht ausgeschlossen werden, 
dass unbefugterweise Glasbehältnisse in das 
Verbotsgebiet zum dortigen Verbrauch gelan-
gen; es ist jedoch zu erwarten, dass der Ge-
brauch von Glas eine hinreichende Beschrän-
kung erfährt, die ausreicht, den abzuwehrenden 
Gefahren wirksam zu begegnen. Mit anderen, 
milderen Mitteln als durch das verfügte Verbot 
ist den zu erwartenden Verletzungsfolgen nicht 
beizukommen.  
Der Ansatz, den Gelderner Ordnungsdienst in 
Zweier-Streife mit der Polizei patrouillieren und 
mögliche Verstöße gegen die Verordnung 
durch unsachgemäßes Entsorgen von Glas 
ahnden zu lassen, ist kein milderes, gleich 
wirksames Mittel der Gefahrenabwehr, sondern 
ein zusätzliches Mittel zum Verbot. 
Das mildeste Mittel, das trotzdem eine effektive 
Abwehr der Gefahren durch geworfenes oder 
umher liegendes Glas bietet, ist das Glasverbot 
in den eng umgrenzten Arealen in dem limitier-
ten Zeitrahmen. Es basiert auf den Erfahrungen 
der vergangenen Jahre, so dass es zu keiner 
unverhältnismäßigen Einschränkung der Frei-
heitsrechte der Karnevalisten kommt. 

Aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgeset-
zes (GG) folgt die Pflicht des Staates, sich 
schützend vor Rechtsgüter wie Leben und kör-
perliche Unversehrtheit zu stellen und diese 
gegebenenfalls auch vor Eingriffen von Seiten 
Dritter zu bewahren. Die Gesundheit und das 
menschliche Leben sowie die Handlungsfreiheit 
einer Vielzahl friedlich Feiernder genießen ei-
nen höheren Stellenwert als das Eigentum oder 
die allgemeine Handlungsfreiheit Einzelner, aus 
Glasflaschen trinken zu wollen. Zwar stellt der 
Verzicht auf das Mitführen und Benutzen von 
Glas eine Einschränkung dar, die jedoch durch 
den Einsatz alternativer Materialien minimiert 
werden kann. Ein solches Verbot verhindert 
nicht den Spaß am Feiern, da Alternativen wie 
Dosen, Kunststoff- oder Hartplastikbecher und 
Plastikflaschen in vielen Varianten erhältlich 
sind und sich – nicht zuletzt aufgrund des ge-
steigerten Sicherheitsgefühls bei Großveran-
staltungen – einer breiten Akzeptanz erfreuen. 
Von dem unter Ziffer 1  angeordneten generel-
len Mitführungsverbot von Glasbehältnissen 
sind lediglich Getränkelieferanten und diejeni-
gen Personen ausgenommen, die das Glas 
offensichtlich und ausschließlich zum häusli-
chen Gebrauch mit sich führen. Damit besteht 
für Lieferanten und Anlieger innerhalb des Gel-
tungsbereichs die Möglichkeit, Getränke in den 
entsprechenden Gewerbebetrieb bzw. nach 
Hause zu bringen. Die in dem räumlichen Gel-
tungsbereich gelegenen Gaststätten, die eine 
Außengastronomieerlaubnis haben (und diese 
auch an den Karnevalstagen nutzen dürfen), 
Imbissbetriebe und alle Betriebe, die normaler-
weise Glasflaschen u. ä. verkaufen (Kioske mit 
Getränkeverkauf, Festzelt usw.) werden durch 
eine persönliche Ansprache des Ordnungsam-
tes unter Bezugnahme auf die Allgemeinverfü-
gung auf das Glasverbot hingewiesen. 
 
Zu 2: 
Zeitlicher Geltungsbereich 
Der zeitliche Geltungsbereich entspricht den 
Gefahrenspitzenzeiten, die durch Glas und 
Glasscherben entstehen. Ein darüber hinaus 
gehendes Glasverbot wäre angesichts der ak-
tuellen Erkenntnisse zum Straßenkarneval un-
verhältnismäßig. 
 
Zu 3: 
Räumlicher Geltungsbereich 
Um eine wirkungsvolle Reduzierung von Glas-
bruchschäden und Schnittverletzungen zu ge-
währleisten, erstreckt sich der räumliche Gel-
tungsbereich für die angeordneten Maßnahmen 
zu Ziffer 1. auf Bereiche, die sich in den ver-
gangenen Jahren als besonders gefährlich 
herauskristallisiert haben.  
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Die Grenzen des Geltungsbereiches werden 
unter Berücksichtigung der Erfahrungen der 
Polizei, der Feuerwehr, der Rettungsdienste 
und des Ordnungsamtes der Stadt Geldern 
bestimmt. 
  
Zu 4: 
Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Die Androhung der sofortigen Vollziehung er-
folgt auf der Grundlage des § 80 Absatz 2 Ziffer 
4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) - in 
der zurzeit gültigen Fassung. Sie ist zum 
Schutze der Allgemeinheit notwendig, da nur so 
sichergestellt werden kann, dass die getroffene 
Anordnung unmittelbar vollziehbar ist. 
Die Gefahren, welche von missbräuchlich be-
nutzten Glasbehältnissen ausgehen, können 
nur für so bedeutende Individual-Schutzgüter 
wie Gesundheit, Leben und Eigentum insbe-
sondere unbeteiligter Personen so schwerwie-
gend sein, dass nicht erst der Abschluss eines 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens abgewar-
tet werden kann. Durch die Vollzugsfolgen wird 
nicht die Versorgung mit Getränken einge-
schränkt. Auch kann der persönliche Bedarf 
beziehungsweise der Verkauf der Getränke 
durch die Nutzung von Kunststoff-, Plastik- oder 
Pappbechern beziehungsweise Kunststofffla-
schen problemlos sichergestellt werden. Eine 
Hemmung der Vollziehung durch einen Rechts-
behelf würde die genannte Gefahr für Leib und 
Leben beziehungsweise für die Gesundheit in 
vollem Umfang bestehen lassen. Das Interesse 
der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung 
der Anordnung und damit der Verhinderung von 
Gefahren, insbesondere für die körperliche 
Unversehrtheit überwiegt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage vor 
dem Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Bastion-
straße 39, 40213 Düsseldorf oder Postfach 20 
08 60, 40105 Düsseldorf, erheben. Die Klage 
ist schriftlich beim Verwaltungsgericht einzu-
reichen oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle, Bastionstraße 39, 
40213 Düsseldorf, zu erklären. Die Klage kann 
auch in elektronischer Form nach Maßgabe der 
Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen 
(ERVVO VG/FG) vom 07.11.2012 (GV.NRW S. 
548) eingereicht werden. 
Die vorgenannte Allgemeinverfügung wird 
hiermit bekannt gemacht. 
 

Geldern,  den 09.01.2017 
 
Sven Kaiser 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Geldern über 
eine Allgemeinverfügung zum Mitführungs- 
und Benutzungsverbot von Glasbehältnis-
sen während des Karnevalszuges in Gel-
dern-Veert am 25.02.2017 
 
Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ord-
nungsbehördengesetz (OBG) - in Verbindung 
mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) erlässt der Bürgermeister der 
Stadt Geldern folgende 

 
Allgemeinverfügung 

 
1. Mitführungs- und Benutzungsverbot von 

Glasbehältnissen 
Für den unter Ziffer 2 genannten Zeitraum ist 
das Mitführen und die Benutzung von Glasbe-
hältnissen, das heißt aller Behältnisse, die aus 
Glas hergestellt sind (wie zum Beispiel Fla-
schen und Gläser), in dem unter Ziffer 3 defi-
nierten Bereich der Stadt Geldern außerhalb 
von geschlossenen Räumen untersagt. Ausge-
nommen von diesem Verbot ist das Mitführen 
von Glasbehältnissen durch Getränkelieferan-
ten sowie durch Personen zum offensichtlich 
und ausschließlich unmittelbaren häuslichen 
Gebrauch. 
 
2. Zeitlicher Geltungsbereich 
Das Verbot gilt in dem unter Ziffer 3 genannten 
Bereich am Samstag 25. Februar 2017 von 
11.00 Uhr bis 20.00 Uhr. 
 
3. Räumlicher Geltungsbereich 
Das Mitführungs- und Benutzungsverbot von 
Glasbehältnissen nach Ziffer 1 gilt für folgende 
Bereiche: 
Veerter Dorfstraße ab Kreuzungsbereich Wet-

tener Straße Richtung Dorfmitte bis Kreu-

zungsbereich In Het Feld/Hülspaßweg/Grune-

waldstraße 

Josefstraße ab Einmündung Eintrachtstraße 

Richtung Veerter Dorfstraße 

Hovenweg ab Kreuzung Eintrachtstraße Rich-
tung Veerter Dorfstraße 
Kirchstraße  
Schulstraße ab Kreuzungsbereich Brigitten-
straße Richtung Veerter Dorfstraße 
 
Soweit nicht anders bezeichnet, erstreckt sich 
das Verbot bei den Straßen im Grenzbereich 
jeweils auf beide Straßenseiten sowie die Geh-
wegbereiche. Der Geltungsbereich des jeweili-
gen Verbots ist der anliegenden Karte (Anlage 
1) zu entnehmen. Die Karte ist Bestandteil der 
Allgemeinverfügung. 
 

4. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird 
die sofortige Vollziehung dieser Verfügung ge-
mäß § 80 Absatz 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) angeordnet, mit der Folge, 
dass eine eventuell eingelegte Klage keine 
aufschiebende Wirkung hat. 
 
5. Androhung von Zwangsmitteln 
Es ist vorgesehen, dass für jeden Fall des Mit-
führens oder Benutzens eines Glasbehältnisses 
zunächst ein Zwangsgeld in Höhe von 50 Euro 
vor Ort im Einzelfall angedroht und gegebenen-
falls auch festgesetzt wird. Für den Fall, dass 
das Glasbehältnis daraufhin nicht aus der Ver-
botszone entfernt wird, kann unmittelbarer 
Zwang in Form der Wegnahme des mitgeführ-
ten Glasbehältnisses angewendet werden. 
 
6. Bekanntgabe 
Diese Verfügung wird gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz Nord-
rhein-Westfalen (VwVfG NRW) öffentlich be-
kannt gemacht und gilt mit dem auf die Be-
kanntmachung folgenden Tag als bekannt ge-
geben. 
 
 
Begründung 
An den Karnevalstagen im Frühjahr 2017 wird 
von großen Teilen der Gelderner Bevölkerung 
der Straßenkarneval gefeiert. Zum Feiern ge-
hört dabei auch regelmäßig der Konsum von 
Getränken. Die Beobachtungen der Polizei und 
der Stadt Geldern haben in den letzten Jahren 
gezeigt, dass die Feiernden nicht nur in der 
Außengastronomie vor Ort ihre Getränke kau-
fen, sondern die Getränke in Glasflaschen mit-
bringen und dann vor Ort im öffentlichen Be-
reich konsumieren. Die leeren Flaschen wurden 
überwiegend nicht ordnungsgemäß entsorgt, 
sondern einfach auf den Boden gestellt, in den 
Rinnstein geworfen, fallengelassen oder be-
wusst zerschlagen. Aufgrund der Vielzahl der 
Feiernden und der entsorgten Flaschen wurden 
die Flaschen zu Stolperfallen. Die Flaschen 
wurden – bewusst und auch versehentlich – 
weggetreten und zersplitterten. Schon nach 
kurzer Zeit war der Boden mit Flaschen und 
Glasscherben übersät. Dementsprechend kam 
es aufgrund der hohen Besucheranzahl an den 
Karnevalstagen der letzten Jahre und durch die 
zahlreich mitgeführten und unsachgemäß ent-
sorgten Glasbehältnisse schon in kürzester Zeit 
zu ganz erheblichem Glasbruch. Die Berge an 
Glasflaschen und Glasscherben wuchsen in 
den vergangenen Jahren kontinuierlich rasant 
an.  
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Sie wurden zu Stolperfallen, verursachten Ver-
letzungen, wurden bei körperlichen Auseinan-
dersetzungen als gefährliche Waffen eingesetzt 
und führten schließlich bei Dienst- und Einsatz-
fahrzeugen der Polizei, der Feuerwehr, der 
Rettungsdienste und des Ordnungsamtes der 
Stadt regelmäßig zu Reifenschäden. Insbeson-
dere die Reifenschäden an Fahrzeugen für den 
Rettungsdiensteinsatz stellen ein erhebliches 
Gefahrenpotenzial dar, da akute, lebensretten-
de Einsätze nur mit erheblicher Zeitverzöge-
rung durchgeführt werden können. Zudem stei-
gert sich durch den vermehrten Alkoholgenuss 
bei diesen Großereignissen erfahrungsgemäß 
die Gewaltbereitschaft der Besucherinnen und 
Besucher mit der Folge möglicher, erheblicher 
Verletzungen bei den Betroffenen. Nach Er-
kenntnissen der Polizei ist die Hemmschwelle, 
eine Flasche beziehungsweise ein Glas als 
Wurfgeschoss oder Schlagwaffe zu verwenden, 
in der letzten Zeit deutlich gesunken. Tatsache 
ist, dass die Menge an Glas und Glasflaschen, 
die in den Bereich der in der Allgemeinverfü-
gung umrissenen Zonen gelangt, darin zum 
weit überwiegenden Teil nicht ordnungsgemäß 
in Mülleimern entsorgt wird. Es hat sich gezeigt, 
dass die Feiernden, die inmitten der Men-
schenmenge meist in Gruppen zusammenste-
hen, die Flaschen auf dem Boden oder im na-
hen Umfeld abstellen. Im Ergebnis führt dies zu 
einer unermesslichen Zahl von leeren Glasfla-
schen und Glasscherben im öffentlichen Be-
reich. Auf einem mitunter knöchelhohen Tep-
pich aus Müll, gemischt mit Glas, der möglich-
erweise noch nass geregnet wird, ist ein Aus-
rutschen sehr wahrscheinlich. Je mehr Glas in 
dem Müll vorhanden ist, desto höher ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass ein Sturz nicht nur zu 
blauen Flecken, sondern zu gefährlichen 
Schnittverletzungen führt. Besonders wenn die 
Fläche voller feiernder Menschen ist, ist ein 
Ausweichen beziehungsweise auch Erkennen 
der Gefahrenquelle kaum möglich, sodass dies 
die Verletzungsgefahr noch verstärkt. Das Ge-
dränge der Feiernden in den umrissenen Zonen 
lässt eine erste Reinigung am Sonntagmorgen 
zu. Da die Entsorgung der Scherben in gepflas-
terten Straßenbereichen, auf Plätzen und in 
Grünflächen nicht maschinell vorgenommen 
werden kann, muss im Anschluss an ein sol-
ches Großereignis die Reinigung manuell und 
damit sehr zeitaufwändig durchgeführt werden. 
Deshalb besteht auch noch Tage bzw. Wochen 
nach den Feierlichkeiten ein erhöhtes Gefähr-
dungspotential (eingeschränkter Rad- und Roll-
stuhlverkehr, mögliche Schnittverletzungen für 
Mensch und Tier auf Grün- und Platzflächen 
etc.).  
 

Die Kräfte der Polizei, des Ordnungsdienstes 
der Stadt Geldern, der Feuerwehr, der Reini-
gungstrupps, sowie der Hilfsorganisationen 
reichen (trotz Aufstockung der Einsatzkräfte zu 
Karneval) nicht aus, um die Gefahr, die von den 
Glasbehältnissen und den damit verbundenen 
Scherben ausgeht, zu bannen oder zumindest 
auf ein hinzunehmendes Maß zu reduzieren. 
Die Erkenntnisse und Erfahrungen des Ord-
nungsdienstes und der Polizei Geldern in den 
vergangenen Jahren haben gezeigt, dass die 
Feiernden in dem Ausnahmezustand an den 
Karnevalstagen ihren Abfall in aller Regel nicht 
ordnungsgemäß entsorgen. 
  
Zu 1:  
Mitführ- und Benutzungsverbot von Glasbe-
hältnissen 
Rechtsgrundlage für die getroffene Anordnung 
ist § 14 Absatz 1 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ord-
nungsbehördengesetz (OBG) - vom 
13.05.1980. Danach können die Ordnungsbe-
hörden die notwendigen Maßnahmen treffen, 
um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuweh-
ren. Das Mitführ- und Benutzungsverbot von 
Glasbehältnissen ist eine notwendige Maß-
nahme in diesem Sinne. 
Denn angesichts des auch zu den Karnevalsta-
gen im Februar 2017 zu erwartenden Verhal-
tens in Bezug auf die Benutzung von Glas im 
Zusammenhang mit den Feierlichkeiten ist auf 
den betroffenen Straßen eine Gefahrenlage zu 
prognostizieren, der mit einem Glasverbot be-
gegnet werden muss.  
 
a) Konkrete Gefahrenlage 
Es liegt nicht nur ein Gefahrenverdacht, son-
dern bereits mit dem Verbringen des Glases in 
die bezeichneten Bereiche eine konkrete Ge-
fahr vor, da die hinreichende Wahrscheinlich-
keit eines Schadenseintrittes schon allein durch 
dieses Verhalten besteht. Denn bereits das 
massenhafte Einbringen und auch Zerschlagen 
von Glasbehältnissen in und auf die Verkehrs-
flächen ist eine Verletzung des geltenden 
Rechts, nämlich des § 2 Absatz 1 der ord-
nungsbehördlichen Verordnung über die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Gebiet der Stadt Geldern. Die Er-
fahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, 
dass von den in der Menschenmasse feiernden 
Personen leere Flaschen nicht in Abfallbehäl-
tern, sondern zu dem überwiegenden Teil „auf 
der Straße landen“.  
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Rechtlich betrachtet liegt somit in all diesen 
Fällen jeweils ein Verstoß gegen die allgemeine 
Verhaltenspflicht (§ 2) und gegen das Verunrei-
nigungsverbot (§ 6) vor und damit eine Störung 
der öffentlichen Sicherheit. 
Insoweit bildet nicht erst das Wegwerfen, Ab-
stellen oder gar Zerschlagen einer Flasche die 
potentielle Gefahr, darin liegt vielmehr bereits 
die Störung der öffentlichen Sicherheit. Die 
Gefahr, das heißt der zu erwartende Eintritt der 
Rechtsverletzung, ist erkennbar bereits mit dem 
Einbringen von Glas in den Verkehrsraum an 
den Karnevalstagen gegeben. Von einem blo-
ßen Gefahrenverdacht kann keine Rede mehr 
sein. Diese Gefahrensituation - das sogenannte 
Scherbenmeer - ist kausal für Verletzungsrisi-
ken aller Personen, die sich in den betreffenden 
Bereichen bewegen. Aber auch die konkreten 
Einsätze wie Behandlung von Verletzten oder 
notwendige Fixierungen von Straftätern auf 
dem Boden sind nur beschränkt und unter Be-
achtung der höchsten Vorsicht möglich. Ein 
Vorgehen lediglich gegen einzelne Personen, 
die gezielt Flaschen unsachgemäß abstellen 
oder gar zerschlagen, bietet keinen ausrei-
chenden Schutz der Masse an feiernden Men-
schen. Es mag einige wenige Personen geben, 
die tatsächlich ihre Glasbehältnisse wieder mit 
nach Hause nehmen oder  diese ordnungsge-
mäß  entsorgen. Die Beobachtungen der Ver-
gangenheit haben ein solches Verhalten der 
Feiernden jedoch in der absolut überwiegenden 
Zahl der Fälle nicht bestätigt. 
  
b) Verhältnismäßigkeit 
Durch das Mitführ- und Benutzungsverbot von 
Glasbehältnissen wird weitestgehend sicherge-
stellt, dass diese nicht in den Verbotsbereich 
gelangen. Das Verbot ist geeignet, die oben 
aufgezeigten Gefahren von Glas und Glasbruch 
in einem stark besuchten Bereich abzuwehren. 
Das Verbot ist zudem erforderlich, da kein mil-
deres Mittel erkennbar ist. Die Erfahrungen 
haben gezeigt, dass die bis 2016 ausgeübten – 
weniger einschneidenden - Maßnahmen nicht 
ausreichten, um die am stärksten von den Kar-
nevalisten frequentierten Bereiche sicher zu 
gestalten, so dass das Mitführ- und Benut-
zungsverbot ergänzend zu erlassen ist. Hier-
durch kann zwar nicht ausgeschlossen werden, 
dass unbefugterweise Glasbehältnisse in das 
Verbotsgebiet zum dortigen Verbrauch gelan-
gen; es ist jedoch zu erwarten, dass der Ge-
brauch von Glas eine hinreichende Beschrän-
kung erfährt, die ausreicht, den abzuwehrenden 
Gefahren wirksam zu begegnen. Mit anderen, 
milderen Mitteln als durch das verfügte Verbot 
ist den zu erwartenden Verletzungsfolgen nicht 
beizukommen.  

Der Ansatz, den Gelderner Ordnungsdienst in 
Zweier-Streife mit der Polizei patrouillieren und 
mögliche Verstöße gegen die Verordnung 
durch unsachgemäßes Entsorgen von Glas 
ahnden zu lassen, ist kein milderes, gleich 
wirksames Mittel der Gefahrenabwehr, sondern 
ein zusätzliches Mittel zum Verbot. 
Das mildeste Mittel, das trotzdem eine effektive 
Abwehr der Gefahren durch geworfenes oder 
umher liegendes Glas bietet, ist das Glasverbot 
in den eng umgrenzten Arealen in dem limitier-
ten Zeitrahmen. Es basiert auf den Erfahrungen 
der vergangenen Jahre, sodass es zu keiner 
unverhältnismäßigen Einschränkung der Frei-
heitsrechte der Karnevalisten kommt. 
Aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgeset-
zes (GG) folgt die Pflicht des Staates, sich 
schützend vor Rechtsgüter wie Leben und kör-
perliche Unversehrtheit zu stellen und diese 
gegebenenfalls auch vor Eingriffen von Seiten 
Dritter zu bewahren. Die Gesundheit und das 
menschliche Leben sowie die Handlungsfreiheit 
einer Vielzahl friedlich Feiernder genießen ei-
nen höheren Stellenwert als das Eigentum oder 
die allgemeine Handlungsfreiheit Einzelner, aus 
Glasflaschen trinken zu wollen. Zwar stellt der 
Verzicht auf das Mitführen und Benutzen von 
Glas eine Einschränkung dar, die jedoch durch 
den Einsatz alternativer Materialien minimiert 
werden kann. Ein solches Verbot verhindert 
nicht den Spaß am Feiern, da Alternativen wie 
Dosen, Kunststoff- oder Hartplastikbecher und 
Plastikflaschen in vielen Varianten erhältlich 
sind und sich – nicht zuletzt aufgrund des ge-
steigerten Sicherheitsgefühls bei Großveran-
staltungen – einer breiten Akzeptanz erfreuen. 
Von dem unter Ziffer 1  angeordneten generel-
len Mitführungsverbot von Glasbehältnissen 
sind lediglich Getränkelieferanten und diejeni-
gen Personen ausgenommen, die das Glas 
offensichtlich und ausschließlich zum häusli-
chen Gebrauch mit sich führen. Damit besteht 
für Lieferanten und Anlieger innerhalb des Gel-
tungsbereichs die Möglichkeit, Getränke in den 
entsprechenden Gewerbebetrieb bzw. nach 
Hause zu bringen. Die in dem räumlichen Gel-
tungsbereich gelegenen Gaststätten, die eine 
Außengastronomieerlaubnis haben (und diese 
auch an den Karnevalstagen nutzen dürfen), 
Imbissbetriebe und alle Betriebe, die normaler-
weise Glasflaschen u. ä. verkaufen (Kioske mit 
Getränkeverkauf, Festzelt usw.) werden durch 
eine persönliche Anprache des Ordnungsamtes 
unter Bezugnahme auf die Allgemeinverfügung 
auf das Glasverbot hingewiesen. 
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Zu 2: 
Zeitlicher Geltungsbereich 
Der zeitliche Geltungsbereich entspricht den 
Gefahrenspitzenzeiten, die durch Glas und 
Glasscherben entstehen. Ein darüber hinaus 
gehendes Glasverbot wäre angesichts der ak-
tuellen Erkenntnisse zum Straßenkarneval un-
verhältnismäßig. 
 
Zu 3: 
Räumlicher Geltungsbereich 
Um eine wirkungsvolle Reduzierung von Glas-
bruchschäden und Schnittverletzungen zu ge-
währleisten, erstreckt sich der räumliche Gel-
tungsbereich für die angeordneten Maßnahmen 
zu Ziffer 1. auf Bereiche, die sich in den ver-
gangenen Jahren als besonders gefährlich 
herauskristallisiert haben. Die Grenzen des 
Geltungsbereiches werden unter Berücksichti-
gung der Erfahrungen der Polizei, der Feuer-
wehr, der Rettungsdienste und des Ordnungs-
amtes der Stadt Geldern bestimmt.  
 
Zu 4: 
Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Die Androhung der sofortigen Vollziehung er-
folgt auf der Grundlage des § 80 Absatz 2 Ziffer 
4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) - in 
der zurzeit gültigen Fassung. Sie ist zum 
Schutze der Allgemeinheit notwendig, da nur so 
sichergestellt werden kann, dass die getroffene 
Anordnung unmittelbar vollziehbar ist. 
Die Gefahren, welche von missbräuchlich be-
nutzten Glasbehältnissen ausgehen, können 
nur für so bedeutende Individual-Schutzgüter 
wie Gesundheit, Leben und Eigentum insbe-
sondere unbeteiligter Personen so schwerwie-
gend sein, dass nicht erst der Abschluss eines 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens abgewar-
tet werden kann. Durch die Vollzugsfolgen wird 
nicht die Versorgung mit Getränken einge-
schränkt. Auch kann der persönliche Bedarf 
beziehungsweise der Verkauf der Getränke 
durch die Nutzung von Kunststoff-, Plastik- oder 
Pappbechern beziehungsweise Kunststofffla-
schen problemlos sichergestellt werden. Eine 
Hemmung der Vollziehung durch einen Rechts-
behelf würde die genannte Gefahr für Leib und 
Leben beziehungsweise für die Gesundheit in 
vollem Umfang bestehen lassen. Das Interesse 
der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung 
der Anordnung und damit der Verhinderung von 
Gefahren, insbesondere für die körperliche 
Unversehrtheit überwiegt. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage vor 
dem Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Bastion-
straße 39, 40213 Düsseldorf oder Postfach 20 
08 60, 40105 Düsseldorf, erheben. Die Klage 
ist schriftlich beim Verwaltungsgericht einzu-
reichen oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle, Bastionstraße 39, 
40213 Düsseldorf, zu erklären. Die Klage kann 
auch in elektronischer Form nach Maßgabe der 
Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen 
(ERVVO VG/FG) vom 07.11.2012 (GV.NRW S. 
548) eingereicht werden. 
Die vorgenannte Allgemeinverfügung wird 
hiermit bekannt gemacht. 
 
 
Geldern, den 10.01.2017 
 
Sven Kaiser 
Bürgermeister 
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